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Stand und Aussichten der Verkehrskoordinatloll 
in der Schweiz 

Von Or. F. W a n n er, Generalsekretär der Schweizerismen Bundesbahn,en, Sem 

I. Einleitung 

Die Demokr'atie wird mit Recht d ie Staatsform der Geduld genannt. Das trifft 
in besonderem Maße für die Schweiz zu, wo man seit 20 Jahren die Notwendig­
keit einer Verkehrskoordination bejaht. ohne daß dafür bis jetzt e ine~ befrie­
digende Lösung gefunden worden wäre. Damit soll jedoch nicht etwel gesagt 
sein, daß die smw(!izerisdle Gesetzgebung in dieser langen Zeit stillge:standen 
sei. Sie muß im Gegenteil gerade auf dem Gebiet des Verkehrs als äußerst 
fruchtbar bezeidmel werden. Das zeigt ein bloßer Hinweis auf die fortschritt­
liche Gestaltung des neuen Bundesbahngesetzes vom Juni 1944, auf das Privat­
bahnhilfsgesetz von 1939, auf die Automobiltransportordnung vom gleichen Jahr, 
auf das Automobilgesetz von 1932 sowie auf das am 15. Juni 1950 in Kraft ge­
setzte neue Bundesgesetz über die Luftfahrt. In diesem Zusammenhang ist auch 
auf den Entwurf für ei n neues Eisenbahngesetz hinzuweisen, das erstmals eine 
deutliche Milderung des noch aus der Monopolzeit stammenden Pf1ichtl~nheftes 
der Eisenbahnen anstrebt, während das Transporigesetz und das TarHgesetz 
nach wie vor an der Beförderungspflicht wie am Tarifzwang und an der Gleich­
behandlung aller Verfrachter festhalten. 
Die ganze bisherige Gesetzgebung ist jedoch stark auf die einzelnen Vl!rkehrs­
träger Schiene, Straße und Luft zugeschnitten. Von einer ein h e i t I j c h e n 
Be t ra ch tun g s we i s e des Ve r k eh r s durch den Gesetzgeber kann 
kaym gesprochen werden. Zwar bestehen Ansätze für eine gewisse Vmkei;l.rs­
~ellung. und Gleich~eh~ndlung, z. B. in .der Automobillransportordnung wie auch 
Im Tanfgesetz (tanfansche VerkehrsteIlung zwischen Bundesbahnen und Privat­
bahnen). Die Verkehrspolitik und Verkehrsgesetzgebung des Bundes lassen aber 
bisher allgemein ein klares Bekenntnis für ei ne Verkehrskoordination sowie 
für eine einheitliche Behandlung der Verkehrsmittel vermissen. Man kommt 
auch bei de r wohlmeinendsten Beurteilung nicht zum Schluß, daß in der Schweiz 
Gewähr für eine Befriedigung der GesamUransportbedürfnisse der Nation mit 
einem möglichst geringen Gesamtaufwand bestünde. Man kann es deshalb ver­
stehen, daß auch hier der Ruf nach einer einheitlichen Verkehrspolitik e·in star­
kes Echo gefunden hat. Konkret mündete er in das Postulat aus, das eidgenös­
sische Post- und Eisenbahndepartement zu einem Ver k ehr s d e par t e­
me n t auszubauen und ihm zur Vorbereitung der Koordinalionsgesetz.gebung 
einen eid gen ö s s i s c h e n Ver k ehr s rat zur Seite zu stellen. Einen wei­
teren Anlauf in dieser Richtung bedeutet aurn der Vorentwurf für einen neuen 
Verfassungsartikel über den Verkehr, wie ihn das eidgenössische Amt für Ver­
kehr im Sommer 1949 den Interessenten erstmals vorlegte. Er hat folgenden 
Wortlaut: 

~ 1. Der Bund 0 r d n e t die Zusammenarbeit und den Wettbewerb im 
Eisenbahn-, Straßen- und Luftverkehr und f ö r der t die Gleichbehondlung 
der verschiedenen Verkehrsmittel sowie die Entwicklung eines lei stungs­
fähigen und wirtschaftlichen Verkehrssystems, unter Wahrung der Bedürf­
nisse der Verfrachter und Reisenden sowie der Interessen der Volkswirt­
schaft und Landesverteidigung. 
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2. Der Bund ist befugt, im Streßenverkehr den entgeltlichen Transport von 
Personen und Sachen mit Motorfahrzeugen konzessionspflichtig zu erklären. 
De r Personen transport, soweit er n icht gewerbsmäßig erfolgt, und der Trans­
port von Gütern für die Bedürfnisse des eigenen Geschäftes mit eigenen 
Fahrzeugen und eigenem Personal (Werkverkehr) bleiben frei und werden 
durrn diese Bestimmung nicht eingesduänkt. 
3. Zur Förderung des Straßen baues entrichtet der Bund den Kantonen ange­
messene Beiträge aus dem Reinertrag des ZoUes auf Treibstoffe für moto­
rische Zwecke. 
4. Die näheren Bestimmungen über die Ziffern 1 bis 3 bleiben der Bundes­
gesetzgebung vorbehalten. 
5. Die Gesetzgebung über Bau und Betrieb von Anlagen zur Fortleitung von 
flüssigen Treib- und Brennstoffen ist Sache des Bundes.· 

Die namentlich von den Bundesbahnen stark unterstützte Forderung nach einem 
Verkehrsrat ist seit Jahresbeginn durch Schaffung einer 16 Mitglieder umfas­
senden eidgenössischen Kommission für die Verkeh r s­
k 0 0 r d i n a t ion erfüllt. Der Aufgabenkreis der Kommission ist wie folgt 
umsdlrieben: 

"Die Kommission hat zur Aufgabe, den Chef des eidgenössischen Post- und 
Eisenbahndepartementes über folgende Fragen zu beraten: 
1. Die Anpassung der Verkehrspolitik an die technische Entwicklung und 

an die Bedürfnisse der Volkswirtschaft. 
2. Die Koordinierungsmaßnahmen, die gestützt auf die bestehende Gesetz­

gebung .getrOffen werden können. 
3. Die verfassungs rechtlichen und gesetzgeberischen Maßnahmen, die not­

wendig sind, um eine bessere Koordination sämtlicher Transportarten 
zu erreichen. 

Die Kommission kann zur Begutachtung von weiteren Fragen auf dem 
Gebiete des Transportwesens beigezogen werden.· 

Daneben besteht für den Vollzug der Automobiltransportordnung seit 1940 eine 
eid gen ö s s i s ehe Tran sp or tko mrni s s io n, während seit kurzem für 
den R ü c k kau f der noch nicht verstaatliohten Privatbahnen eine weitere 
Kommission ins Leben gerufen wurde. Es ist nicht zu vermeiden, daß die Arbeit 
dieser Kommissionen sich da und dort überschneidet und daß die genaue Ab­
grenzung eine heute noch nicht in allen Punkten feststehende Gesamt-Konzep­
tion voraussetzt. Letztes Ziel dieser Arbeit muß es sein, den Verkehr in Ver­
fassung und Gesetz so zu ordnen, daß eine organische, den technischen Fori;­
schritt und die wirtschaftliche Vernunft garantierende Entwicklung ermöglicht 
wird. 
Gewiß wäre es gesetzestechnisch erwünscht, ein solches Ziel auf dem Weg 
einer Ge sam tko d i [i kat ion für den Ve rk ehr zu erreichen, also 
etwa mit einem einzigen Verkehrsartikel in der Bundesverfassung auszukom­
men und die darauf basierende Gesetzgebung in einem einzigen Bundesgesetz 
über die Förderung des Verk.ehrs zusammenzufassen. 
Wichtiger als die Erreichung einer im Laboratorium gewachsenen Gesamlk.odi­
fikation erscheint aber, daß bei einem historisch gewachsenen und historisch zu 
erklärenden System der Einzelgesetzgebung dem Gedanken einer gewissen 
Gleichbehandlung der Verkehrsmittel immer mehr Beachtung verschafft wird. 
Daß namentlich der öffentliche Verkehr Dicht unter Wettbewerbsbedingungen 
arbeiten muß, die den Privatverkehr eindeutig bevorzugen und ihm die Gloriole 
der Rendite, dem öffentlichen Verkehr aber das Odium der Defizitwirtschaft 
einbringen. Dieses Problem einer Angleichung ' der Arbeitsbedingungen von 
Öffentlichem und privatem Verkehr ist in der Schweiz besonders dringend, weil 
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der von den einzelnen Verkehrsträgern verlangte Selbsterhaltungsgrad sehr 
verschieden ist. Dabei entsteht fälschlicherweise der Eindruck, der öffentliche 
Verkehr sei s tark subventioniert, wogegen der p rivate Verkehr durch seine 
Steuerleis tung mehr einbringe als er Kosten verursache. In Wirklichkeit liegen 
die Dinge v iel komplizierter, wobei aber der Beweis für die Subventionierung 
des Straßen- und L'llflverkehrs (namentlich des Automobil-Schwerverkehrs) in­
folge des Fehlens neutraler Rechnungsunterlagen zurzeit noch nicht so zu er­
bringen ist, daß er auch von den Begünstigten restlos anerkannt wird. 
Dieser Sachverhalt spielt für die Bildung der öffentlichen Meinung eine große 
Rolle, weil gewisse Formulierungen der Gesetzgebung den öffentlichen Verkehr 
klar als Subventionsempfänger erscheinen lassen. So bestimmt zB. Artikel 16, 
Ziffer 2, des neuen Bundesbahngesetzes folgendes: 

~2. Ein Feh I b e trag wird au s der Res e r ve g ed e ck t. Ist diese 
erschöpft, so beschließt die Bundesversammlung bei der Genehmigung der 
Jahresrechnung über die Art der Deckung. Ausgeschlossen ist der Vortrag 
des Fehlbetrages au f neue Rechnung. · 

Psychologisch 'gesohideter lauten die Artikel 101-103 des neuen Luftfahrt­
gesetzes über die Förderung der Luftfahrt, die folgenden Wortlau t haben: 

~A r t. 1 0 1 

I. Der Bund kann die schweizerische Luftfahrt, sofern dies den Interessen der 
Eidgenossenschaft oder eines größeren Teiles det'6elben dient, mit Bei· 
trägen und Darlehen unterstü tzen, insbesondere: 
a) den Betrieb regelmäßig beflogener Luftverkehrslinien; 
b) die Erstellung und den Betrieb von Flugplätzen, Flugsicherungseinrich. 

tungen und anderen Maßnahmen für Flugsicherung; 
c) die Ausbildung des Luftfahrtpersonals mit Einsdliuß desjenigen des Flug-

sicherungsdienstes. 
2. Ist die AnpassWlg einer notwendigen neuen Anlage an die BE!Clürfnisse 
der Sicherheit der Luftfahrt nach Artikel 47 mit unverhältnismäßig hohen 
Kosten verbunden , so kann der Bund sie ausnahmsweise durch Leistung 
eines Beitrages erleiohtern. 
3. In jedem Falle ist die finanzielle Lage des Empfängers von Bundesleistun­
gen zu berücksichtigen. 

Art. 1 02 

Der Bund kann sich am Kapital von Flugplatz- oder Luftverkehrsunterneh­
mungen beteiligen, wenn dies im Interesse der Allgem~inheit liegt. 

Art. t 03 

Die internen, kontinentalen und interkontinentalen Linienverbindungen, 
d eren Führung vom Eidgenössischen Post- und Eisenbahndepartement als 
im alIgemeinen Interesse liegend erklärt wird, wen;!.en von einer !Iemischt­
wirtschaftlichen schweizerischen Luftverkehrsgesellschaft betrieben, an wel­
cher der Bund sich finanziell bete ilig t. Den Kantonen u nd Gemeinden steht 
die finanzielle Beteiligung an diese.r Unternehmung offen. Die Statuten der 
Gesellschaft unterliegen der Genehmigung des Bundesrates.· 

Für die Privatbahnen sind die gesetzlichen Grundlagen einer Bundeshilfe 
wesentlich ungünstiger, obwohl auch diese durch ein sehr ausg'edehntes 
Pflichten heft an einer rein kommerziellen Geschäftsführung gehindert sind. Es 
wird eine der nächsten Zukunftsaufgaben sein, die Förderung des Eisenbahn­
verkehrs im Hinblide auf deren große, gesetzlich vorgesdlriebene Leistungen 
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fü r die Allgemeinheit in ähnlidl positiver Weise zu umschreiben wie im Luft­
fahrtgesetz. Die Bundesbahnen und Privatbahnen werden in d er öffent~ichen 
Meinung ganz anders dastehen, wenn Beiträge der öffentl ichen Hand an sie da­
mit motiviert werden, .daß dies den Interessen der Eidgenos­
senschaft oder eines .größeren Teiles derselben dient", 
ja, daß damit in Tat und Wahrheit eine Abgeltung. für d.erart. rea~le Leistungen 
wie die Beförderungspflicht, das Werttarifsystem, d ie Sozlaltan(e Im Vorortver­
kehr und die Anpassung an die Erfordernisse der Landesverteidigung (z. B, Hai· 
tung einer großen Reserve an Dampflokomotiven für ein fast völlig elektrifi­
ziertes Netz) verbunden ist. 

n. Die Eisenbahnen als Hauptträger des öHentlidlen Verkehrs , 
Zu den Voraussetzungen einer gesunden Verkehrspolitik gehört eine Kenntms 
der einzelnen Verkehrsträger und deren Leistungen für den einzelnen Benutzer 
"Wiie für das ganze Land, Den Eisenbahnen ko~t in dies~r H,insicht in der 
Schweiz und im Ausland in der Gegenwart wie auch fur eme absehbare 
Zukunft e ine überragende Bedeutung zu , Der beste Be~eis dafür li~l i~, der 
Tatsadle, daß in allen Ländern die vom Krieg zerstörten Eisenbahnen mit großter 
Energie und Wlter Einsatz beträchtlicher finanziell er Hil,fe des Sta~les rekon· 
struiert wurden, Das gab fast überall den Ansto~ zu emem lechn~schen Ver­
jüngungs- und Modernisierungsprozeß, der noch I ~ vollem Gange I.St und der 
die Prognose zuläßt, daß die Eisenbahnen noch emer gro~,en techmsdle~ .Ent­
wide!ung fähi9 sind, Abe r auch Amerika als das a':'l star~sten mot~,nslerte 
Land der Welt, wo auf drei Einwohner ein Automobil entfallt (gege~uber 24 
in der Schweiz), kann und will auf die Dienste seiner Eisenbahnen mcht ve~­
zichten. Diese sind audl dort namentlich im Güterverkehr trotz Lastautomobil 
und Pipe line ein Hauptverkehrsträger geblieben, Dafür. hat a,lIerdings .der 
Eisenbahn-Personenverkehr unter dem Einfluß des sehr dichten mneramerika­
nischen Flugverkehrs, der Vielzahl von Uberland-Buslinien und der yorliebe 
des Amerikaners, auch auf sehr gro~ße Entfernungen das Privatautomobll zu be-
nützen, eine gewisse Rüdcbildung erfahren., , 
In der Schweiz müssen wir bei der Beurteilung der Eisenbahnen von emlgen 
Besonderheiten ausgehen. die in der öffentlichen Diskuss~on leicht üb:rsehen 
werden. Da ist einmal die Tatsache von Bedeutung, daß Wir neben Belgien das 
Land mit der g rö ß te n Ei sen b ahnd i eh te sind. Ferner, daß vom Gesarn.t­
netz von rund 6000 Kilometern rund die Hälfte auf die Bundesbahn~~ und du~ 
andere Hälfte auf die Privat- oder besser gesagt Xantonalbahnen entfallt:, ~obel 
aber die Bundesbahnstredeen fast vier Fünftel des Gesamtverkehrs bewalhgen. 
Die Koordin ation zwischen Bundesbahnen und Privatbahnen ist in den Konzes­
sionen und in der Eisenbahngesetzgebung wie durch die s taatl iche Eisenbahnauf­
sicht weitgehend sichergestellt, und zwar betrieblich, tarifari~ch wie technisch; 
das Tarifgesetz hat auch weitsichtig eine gerechte Verkehrsteilung v~rgese~cn, 
die wohl nicht jeden Interessenkonflikt ausschlie~t, aber doch ~,uch die kiemen 
Bahnen vor betrieblich unsinnigen Verkehrsumleitungen zu s~~tzen vermag, 
Dann sind nom einige weitere Besonderheiten zu beachten, die 1D unserer Ver­
kehrspolitik gewollt oder ungewollt zum Aus?rude k?mmen: Ein~al sind wir 
das Land mit der weitaus g r ö ß t e n S tat Ion s d Ich t e, weil aur etw~s 
über 3 Kilometer eine Station oder Haltestelle entfällt und weil bei, uns d,le 
Zahl der privaten Anschlußgeleise für Industriezwedee besonders groß, Ist ~a ll elß 
die SBa verzeichnen ein Netz von über 500 Kilometern Ansch1ußgelelse, m das 
sich gegen 1000 Anschlußgeleisebesitzer teilen), Das weist a~f den gewaltigen 
Anteil hin den in der Schweiz die Eisenbahnen an der Erschließung des Landes 
hatten. Es' läßt aber auch erkennen, in welchem Ausmaß die Eisenbahnen bei 
uns im Gegensatz zum Ausland den Loka l ;terkehr pflegen und in ~e 
wohltätig dezentralisierender Weise sie die SIedlungsstruktur des Landes beem· 
flussen konnten. 
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Diese starke Verästelung des Eisenbahnnetzes erhöht allerdings die Verwund­
barkeit der Schiene gegenüber der Automobilkonkurrenz. Sie belastet die Eisen­
bahnen mit vielen historisch gewadlsenen Aufgaben in ver k ehr 5 5 C h w a­
ehe n Ge bi e t e n , die in andern Ländern längst das Automobil übernommen 
hat. Eine evtl. Rückbildung der Eisenbahnen auf ein Hauptliniennetz, wie es 
zweifellos dem heutigen Stand der Verkehrsentwicklung eher entsprechen 
würde, stößt aber bei der konservativen Grundhaltung der Sdlweizer Bevöl­
kerung auf ganz außerordenllidle Schwierigkeiten. Das zeigte sidl bei aUen 
bisherigen Versuchen, im Moment der notwendigen Erneuerung e ine Nebenbahn 
durch einen modernen Aulomobilbetrieb zu ersetzen. Ob es sich um die Bevöl­
kerung des Engelberger Tales, der Dörfer, die von der Waldenburger Bahn be­
dient werden, der Juratäler oder des Zürcher Oberlandes handelt, es manife­
stierte sich bisher immer ein überrasdlend zähes Feslhalten am hergebradlten 
Bahnbetrieb. 

Vertieft man sich etwas in die Motive, so wird diese Einstellung jedoch weit­
gehend erklärlidl. Man will in der Be wä I ti gu n g des S to ß ve r k e h rs 
an Sonntagen, Marktagen und namentlidl bei großen Festen eine VersdUech­
terung oder den geringsten Abbau einer bis jetzt selbstverständlichen Leistung 
nimt in Kauf nehmen. Einer Leistung, für die im Falle der Bundesbahnen eben 
nicht die Gemeinde oder der Kanton aufkommt, sondern die längst auf die 
breiten Schultern der Staatsbahn abgelad en werden konnte. Weiß man doch, 
daß die Hälfte des Rollmaterials der SBB allein für die Bewältigung dieses 
Spitzenverkehrs benötigt wird, woraus besser als mit aller Theorie der Wert, 
aber audl die Kosten der gesetzlichen Beförderungspflidlt ersidltlich werden. 
Die Bevölkerung glaubt vorläufig nidlt an die gleiche Le istungsfähigkeit eines 
Automobilbetriebes im Winter, wie sie ihn vom h und e r t pro zen t i g 
sicheren Winterhetrieb der Bahnen her gewohnt ist. Einen nodl viel 
größeren Wert legt die Bevölkerung auf die reidl differenzierten Bahntarife und 
auf das reime Angebot von Fahrleistungen ... im Bahnbelrieb, wie es namentlich 
in dem in Europa einzig dastehenden Lokalfahrplan der SBB zum Ausdruck. 
kommt. 

Die Errungenschaften des öffentlidlen Verkehrs, wie sie im Dreigespann Fa h r ­
pi a n p f I ich t, Ta r i f P f I ich t, Be f ö r de r u n g s p f I i e ih t enthalten 
sind, kommen unserer Generation in jenem Moment zum Bewußtsein, wo sie 
den Bahnbetrieb mit einem Automobilbetrieb vertauschen soU. Dabei ist wohl­
verstanden ein solcher Autombbilersatzbelrieb auch als öffentlicher Dienst an­
zusprechen, jedoch mit einem oimt ganz so weitgehenden PIlichtenheCt. Die 
Diskussion über die Ersetzbarkeit von Bahnlinien durch Automobillinien ist 
daher für die betroffene Bevölkerung von hohem erzieherischem Wert. Sie 
gibt Anlaß zu vertief ten verkehrspolitischen Erkennt­
ni s sen. Sie vermittelt im richtigen Moment einen notwendigen Einblick des 
Bürgers und Steuerzahlers in die überragende Rolle, die der öffentliche Ver­
kehr in der Schweiz in der Siedlungspolitik, in der täglichen Anwendung des 
Solidaritätsprinzips, in der KuItur- und Wirtschaftspolitik spielt. 

Wenn sich täglich Cast 600 000 Reisende ode r 12 % unserer Wohnbevölkerung 
mit einem Durchschnittsweg von 27 Kilometern allein den Bundesbahnen anver­
trauen, so bezahlt nur ein Drittel dieser Reisenden das normale Billet. 54% 
aller Bahnbenutzer fahren mit einem mehrfach verbilligten Streckenabonnement 
und bezahlen pro Fahrt im DurdIschnitt 30 Rappen, beim Schüler- und Lehr­
lingsabonnemenl gar nur 20 Rappen gegenüber 2,40 Fr. im vollzahlenden Ver­
kehr. Deshalb bringt der ganze Verkehr der Reisenden mit Streckenabonnenten 
nur 12%' de r Einnahmen aus dem Personenverkehr ein. Der Hauptbahn­
hof Zürich bewältigt allein täglich einen Abonnementsverkehr von 20- bis 25000, 
der Bahnhof Bern von 10000 Reisenden. 
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Nicht besser ist es im Güte rverkehr, wo die SBB 1949 im Tagesdurchsdmitt 
44000 Giitertonnen .mit einem durchsdlnittlichen Transportweg von 112 km 
beförderten. Das ergibt einen täglidIen Strom von 4400 voll beladenen Güter­
wagen zu 10 Tonnen, der an allen 365 Tagen des Jahres nie abreißt. Aber audl 
hier werden nur 38% der Güter zu Normaltaxen, dafür aber 62% zu den stark 
verbilligten Ausnahmetaxen befördert (vor allem für Milch-, Kohlen-, Zucker­
rüben-, Moslobst- und Kartoffeltransporte). 

Diese wenigen Beispie le aus dem sozialen Leistungskat.alog der ~isenbahnen 
zeigen, daß man diese niemals mit e inem privatwirts~aflh<:hen Rendltenma~stab 
messen darf. Man muß für sie vielmehr den Beg r iff eineT volks~lrt­
s eh aft I i ehen Le ist u n gs b i 1 a n z zu entwickeln versudlen, weil der 
einzelne, wie auch jeder Berufsstand und schließlidl die Gemei.nden, Kanto~e 
und der Bund in gar mancher HinsidII von ihrer Existenz profilieren. Auch Ist 
es trotz der besten Absidlten, den Bundesbahnen keine neuen bahnfremden 
Lasten zuzumuten, gar nicht denkba r, daß der Bund nicht bei manchen Gelegen­
heiten sein Budget auf Kosten der Staatsbahn entlastet. Man denke nur etwa 
an die Abschaffung der sog. Bergzuschläge, um die periphere Lage der Kan­
tone Tessin und Genf zu mildern, an die p nicht zu r kriegswirtsdlaftlichen Lager­
haltung, an das ungeschriebene Gesetz der ,:erg~bung ~~ r ~eisten Ä:uflräge 
an die schweizer ische Lieferindustrie trotz teilweise betrachthcher Pretsunter­
schiede, sowie an die kaum immer bewertbaren Leistungen zugunsten de r Post-, 
Zoll- und Militärverwaltung. 
Man blicke aber audl auf die Erfahrung in z w e i W c I t k r i e gen zurÜdc.. 
In beiden Fällen e rwies sich die Eisenbahn als das Transportmittel, das in der 
Krise nidlt versagt. Nadl zum Glück fast vollständig durdlgeführter Elektrifi­
kation bewahrten die Bundesbahnen im zweiten Weltkrieg das Land vor einer 
Transportk.alamität. wie das noch in aIler Erinnerung ist. Gewiß könnte. auf die 
Dienste der Eisenbahnen in unserem so kleinen Verkehrsraum bel einem 
direkten Angriff auf u nser Land nicht lange und nur zu einem ~leinen Teil 
unter besonders günstigen Verhältnissen geredmet werden .. In ~el ten bewaf[­
neter Neutralität leisten sie aber Wirtsdiaft und Armee ,nu t elflem von der 
ausländischen Treibstoffversorgung unabhängigen Betriebssystem e ine unent­
behrliche und durch kein anderes Transportmittel e rsetzbare Hilfe. Die Sdlweiz 
wird für solche Perioden längeren Ausfallens der Benzin- und Dieselölzufuhren 
nie soviel Vorräte halten können, daß man auf die Dienste der Eisenbahnen als 
Hauptverkehrsträger verzichten könnte. 

Das gleiche gilt für die Abholung der für die Landesversorgung lebenswidltigen 
Lebensmittel und Rohstoffe an den Seehäfen: Auch für soldle Massentransporte 
auf große Entfernungen in Notzeiten, wo auf die ausländisch~n Zub~.in.ger­
bahnen kein Verlaß mehr ist, werden wir immer auf einen leistungsfahlgen 
Güterwagenpark der Bundesbahnen angewiesen sein .. Aus kriegsv.:.irt~chaft1idlen 
Gründen darf deshalb der Güterwagen park der SBB meht vernadllasslgt werden. 
Damit ist in großen Zügen gezeigt, welche überragende Rolle d ie Eisenbahnen 
im Frieden und Krieg im Leben der Nation spielen. Sie bleiben auf absehbare 
Zeit der Hauptträger des öffentlichen Verkehrs, der in der Schweiz unse!'em 
hohen Lebensstandard und hohen sozia len Ansprüchen entspredlend zu eIßer 
besonders kostspieligen Last der Eisenbahnen geworden ist. Ein Abbau des 
in hu ndertjähriger Entwicklung gewachsene,? und von d~r Vorstellung des 
Monopols beherrschten Pnichtenheftes der Eisenbahnen. mußte. dah~~ sdlwer· 
wiegende Folgen haben. Er müßte begleitet sein von eiOe~ gle.lchzeiligeo .. ver­
mehrlen Pnichtenübernahme des ihn ergänzenden oder Iß e rnzeinen Fallen 
ersetzenden gewerbsmäßigen Automobilverkehrs. Darau~ erhelll die. ganze .Pro­
blematik wie sie im Wettbewerb eines öffentlich- redIlhchen und emes pnvat­
reditlich~n Transportsystems in ganz Europa zur Realität geworden ist und die 
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die VerkehrskoordinatiOß zu einer so schwierigen Aufgabe des Gesetzgebers 
maent. 

m . Die Rolle des Automobilverkehrs, des Luftverkehrs und der Sdtiffahrt 
Im Rahmen des Gesamtverkehrs 

Um ein militärisdles Bild zu verwenden, so spielen die Eisenbahnen im schwei· 
zeri~chen Verkehr die Rolle der Infanterie als der Hauplwaffe, während Auto­
mobIl verkehr, Luftverkehr und Schiffahrt als Spezialwaffen zu betrachten sind. 
Damit wird deren Stellung als widltige und unentbehrliche Verkehrsträger kei­
neswegs herabgesetzt, weil die Eisenbahnen allein den Verkehrsbedürfnissen 
einer modernen Wirtschaft ebensowenig zu genügen vermöchten wie eine 
Infanterie-Armee ohne Spezialwaffen heute noch denkbar ist. Und wie eine 
Armee ~rst durch das Zusammenwirken aller Spezialwaffen nadl einem gut 
vor.berelteten Feuerplan ihre Stärke voll zur Geltung bringen kann, so ver· 
spncht auch der Verkehrsapparat seinen größten Nutzeffekt dann wenn die 
verschiedenen Verkehrsmittel in ihrer Arbeitsweise au feinander ~bgestimmt 
werden. 
a) Eine solche Arbeitsteilung steUt heute in der Sdlweiz i m Lu f t ver k ehr 
kein Problem dar. Hier sind durch die Zusammenfassung der früheren regionalen 
Luf.tve~keh~sgesellsdla ften. in einer nationalen Luftverkehrsgesellschaft, der 
SWlssalr, emfache und leicht zu übersehende Verhäilnisse geschaffen worden. 
Ein innerschweizerischer Linienverkehr besteht zur Zeit nimt mehr. Die Tendenz 
geht im sdlweizer ischen Luftverkehr ganz deutlidl darauf aus, den Linienver· 
kehr auf große Entfernungen zu pflegen und damit der Exportindustrie und 
dem Fremdenverkehr zu dienen. D er Lu f t ve rk eh r wird u n b es tri 1· 
tenermaßen um so interessanter, auf je größeren Entfer · 
nungen er sich betätigen kann. Aus diesem Grund will die Swissair 
~l. überrasche.nd einhelliger Zustimmung der öffentlichen Meinung und, soweit 
notJg, unter Emsatz von Bundesmitteln vor allem den TransatIantik·F!ug, den 
England· Verkehr, den Verkehr mit dem Nahen Osten und mit den Nordstaaten 
e~twickeln. Die Ansdl.affung moderner LangstredtenOugzeuge wird deshalb als 
Cln: Aufg~b.e von n~tJon~ler Bedeutung betrachtet, so daß die Bewilligung der 
dafur benohgten Mittel lß der Bundesversammlung mit großem Verständnis 
redulen darf. 
Die Swissair wird im Ausland und namentlich in den USA oft als der ver· 
längerte Arm der Bundesbahnen bezeimnet. Die Bundesbahnen haben in ihren 
Bahnhöfen in Zürich, Genf, Basel und Bern den Swissair-Bureaux überall einen 
guten Platz eingeräumt, weil hier nicht der Wettbewerb, sondern die Zusam· 
menarbeit dominiert. Die Lage der drei großen Flughäfen Kloten-Zürich, Genf­
Cointrin und Basel-Blotzheim ist derart, daß die schweizerischen Bahnen fast den 
gesamten Luftlinienverkehr als einen sehr erwünschten Zubringerdienst be­
tramten dürfen. 
Das gleiche kann nicht vom internen Lufttaxiverkehr und vom sportlichen und 
touristischen Flugverkehr, der an keinen Fahrplan gebunden ist. gesagt werden. 
A~lerding~ steckt .dieser p.ri~.ale. nBedarfsve rkehr" noch in den Anfängen. Er 
Wird zweifellos mit der Zelt ahnhche Probleme stellen wie im Ausland, wo der 
Linie~v~rkehr bereit~. s~ark y:egen de.n sog. ~Bedarfsverkehr· zu kämpfen hat. 
b) EX1sliert also vorlaufig zWlsdJen Eisenbahn· und Luftverkehr in der Schweiz 
kein nennenswertes Konkurrenzverhältnis, so trifft die gl eie he Fes t­
stell u ng au f die S ch i ff ah rl zu. Das gilt für die Schiffahrt auf den 
~~weizer .~een, die einen stark saisonhaften Charakter hat. Es gilt aber auch 
fur den Guterverkehr auf dem Rhein, der vorläufig in Basel und Rheinfelden 
seine Endhäfen gefunden hat. 
Aus diesen Gründen hat sich der Bund zusammen mit den beiden NadJbarstaaten 
schon lange vor dem Krieg unter starkem Einsatz finanzieller Mittel an der 

• 
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Schiffbannachung des Rheins und am Ausbau der Basler Rheinhäfen beteiligt. 
Die Frachtverbilligung des Rheinweges für viele von der Schweizer Industrie 
benötigten Rohstoffe hat diese Aufwendungen des Bundes und der beteiligten 
Kantone und Städte im Lauf der Jahre als mehr wie gerechtfertigt erscheinen 
lassen. Mit um so größerer Sorgfalt muß die Frage geprüft werden, ob die von 
der Ostschweiz seit langem gewiinsdlte F 0 r t set z u n gei n e s sc h i f f· 
bare n Rh e in es bi s zum B od en see, der Bau eines transhelvetischen 
Kanals vom Genfer See bis zum Rhein und die Sdliffbarmachung weilerer Flüsse 
im Inland dem Landesinteresse entspricht und unter Koordinalionsgesichts· 
punkten zu rechtfertigen ist. Hier stellen sich auf weite Sicht Fragen, die heute weit 
mehr vom wirtsdlaftlichen als vom technischen Gesichtspunkt aus einer Klärung 
bedürfen. Der Steuerzahler wird einer Entwertung der mit einem Aufwand 
von ~ber 800 Mio Franken elektrifizierten Bundesbahnen und der neuerdings 
zur SIcherstellung der Armeemotorisierung mittels des Requisitionssystems sub· 
:ventioniert~n ~astaut0'!l0bile nur zustimmen, wenn für die Bewältigung des 
mnerschwelZenschen Güterverkehrs Bahn und Lastauto nicht mehr genügen. 

c) Ganz anders stellen sich vom Wettbewel1bs· und Koordinationsstandpunkt 
aus betrachtet die Verhältnisse im Au tom 0 b i I ver k ehr. Diesem kommt 
innerh.a~b des Gesamtve rkehrs neben den Eisenbahnen beim heutigen Stand der 
Motonslerung in der Sdlweiz weitaus die größte Bedeutung zu. 

I. D~nk .des Postregals kann man in der Schweiz von Koordinationssorgen 
weruger Im Personenverkehr als im Güterverkehr sprechen. Um die sich auf das 
Postregal stützende Konzessionierung des linienmäßi· 
gen Per s on e n ve rkeh r s roi tAu tomobi l e n wird die Schweiz vom 
Ausland oft beneidet. Sie gilt dort oft geradezu als Vorbild eines Einsatzes 
des Automobils nach den auch für die Eisenbahnen geltenden Gesichtspunkten 
des öffentlichen Verkehrs. Es gibt wohl kein anderes Land, wo das Postauto· 
mobil wie in der Schweiz in so vollkommener Weise das Eisenbahnnetz ergänzt 
und die dünn besiedellen Gebiete mit einem Netz fahrplanmäßiger Kurse be· 
dient. Auch für das 5800 km lange Liniennetz der Post, auf dem jährlich gegen 
30 Mio Reisende befördert werden, gilt wie für die Bahn die t.arifarisdte Gleich­
behandlung aller Landesteile und aller Benützer. Audl sie kennt die Fahrplan­
und die Tarifpflicht, wenn auch in etwas abgesch\vächter Fonn. Von Bedeutung 
ist dabei die Tatsache, daß die Post 1600 km dieses Netzes durch Unternehmer, 
sog. 'Postkonzessionäre, betreiben läßt, was viel zur Erhaltung des Verkehrs· 
friedens beigetragen hat. Von den rund 1900 Autocars gehören 500 der Post. 
Auch im Bedarfsverkehr konnte bis jetzt dank tar ifarischer Vereinbarungen ein 
gewisses Gleichgewicht gefunden werden. Der öffentlidle Aulomobilbetrieb der 
Post ist außerordentlich elastisch und audl in der Bewältigung des Spitzenver­
kehrs und des Arbeiterverkehrs überraschend leistungsfähig. Er bedient im 
Winter die abgelegensten Talscharten und Ortscharten und übernimmt damit in 
der Schneeräumung oft große Pflichten. In den dünner besiedelten Gebieten des 
Landes spielt er mit täglich 2-3 Doppelkursen die gleiche lebenserhaltende und 
ausgleichende Rolle wie sonst die Eisenbahnen. Obwohl die Tarife bedeu.tend 
höher sind, arbeitet der Postauto betrieb von jeher mit beträdlllich.en Defiziten. 
Das verwundert den nicht, der sich das Pflichtenheft des öffentlichen Verkehrs 
vor Augen hält. 

Dieses gilt für die Bahn wie für das KursautomobiJ, das Kursflugzeug oder das 
Kursschiff: Es verlangt regelmäßige Verkehrsbedienung unbekümmert darum, 
ob ein Fahrzeug ausgelastet ist. Sein Fundament ist der Ausgleich zwischen 
Linien mit guter Frequenz und solchen mit geringem Verkehr, zwischen Rei­
senden und Gütern, die zum vollen Tarif und zu ermäßigten Taxen befördert 
werden. 
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Die weitere Erhaltung dieses Solidaritätsprinzips im öffentlichen Verkehr wird 
in der Schweiz als eines der wichtigsten Miltel betrachtet, um die Gewichte 
zwischen Stadt und Land nicht zu verschieben. 
2. In dem wirtschaftlich viel wichtigeren G ü t e r ver k ehr steht die Schweiz 
erst am Anfang einer derart hoch entwickelten Koordination. Diese erstreckt sich 
bis jetzt nur auf einen kleinen Teil der im Gütertransport auf der Straße tätigen 
Lastautomobile, weil sich die Schweiz von jeher zum Prinzip der Freiheit des 
Werkverkehrs bekannte. Im Werkverkehr sind rund 33000 Last- und Liefer­
automobile tätig, im gewerbsmäßigen Güterverkehr gegen 5000. Es hat sicher 
etwas Verlockendes für jede Firma, ihre Transport'bedürfnisse mit eigenen Mit­
teln zu befriedigen und sich damit von Fahrplan und Tarif unabhängig Zll machen. 
Das verspricht Vorteile für den Kundendienst. für eine persönlidle Werbung u nd 
vervielfadlt die Kontaktmöglidlkeiten mit der Umwelt. Bis zu einem gewissen 
Grad mag dies die sprunghafte Zunahme des Werk automobils seit dem Krieg 
erklären. 
Mit einer gesetzgeberischen Ordnung des Wer k ver k ehr s ist in der Schweiz 
in den nächsten Jahren nicht zu rechnen. Man muß schon froh sein, wenn die 
für das Automobiltransportgewerbe mit der sog. Aulomobiltransporl-Ordnung in 
der Zeit der Krise und der Konkurse vor Ausbruch des zweiten Weltkrieges 
getroffene Ordnung noch einmal für drei Jahre verlängert werden kann. Dies 
obwohl der ATO das historische Verdienst zukommt, die Hunderte von Transpor­
teuren zu einem vertr<ijgsfähigen Partner zusammengeschweißt zu haben sowie 
für Loh n, Fe r i e nun d Ruh eze i t des Be ruf s c hau ffe urs eine 
einheitliche Grundlage geschaffen zu haben. Der Schlußpunkt dieses Vertrags­
werkes, die Aufstellung verbindlicher Tarife (mit Ausnahme des Nahverkehrs) 
und einheitlicher Beförderungsbedingungen konnten allerdings erst vor kurzem 
verwirklicht werden, weil dafür die Verständigung aller Beteiligten gesetzliches 
Erfordernis ist. 
Die heute vorgesehene dreijährige Verlängerung der ATO ist in der Bundesver­
sammlung auf ziemlich starken Widerstand gestoßen, obwohl sie für den sog. 
gemischten Verkehr erhebliche Erleichterungen einführen will und obwohl auch 
der Vollzug viele Kompetenzen den Beteiligten selber delegieren möchte. Aus 
der Tatsadle, daß sogar ein sehr bescheidener Versuch, den ge wer b s m ä ß i­
gen Automobiltransport einigermaßen den Spielregeln 
des örrentlichen Verke ·hrs anzupassen, ~ dabei ist man von 
einer Gleichbehandlung noch sehr weit entfernt - mit mancher Anfechtung zu 
rechnen hat, mag man ermessen, welch weiten Weg eine wirkliche Verkehrs­
koordination in der Schweiz noch zurückzulegen hat. 
Der Entwurf des Bundesrates für eine um. drei Jahre verlängerte Autotransport­
ordnung wurde vom Parlament am 23. Juni 1950 verabschiedet. Er interessiert 
hier namentlich hiQ,.sichtlioh der Umschreibung der ge m i s c h t e n T r ans -
po r t e ; Art. 4 lautet wie folgt: 

~ 1. Gemischten Verkehr übt aus, wer neben seinem Werkverkehr entgeltliche 
Transporte für andere besorgt. Unter Vorbehalt der in diesem Artikel ge­
nannten Ausnahmen bedarf es dazu einer Ermädltigung, die erteilt wird, 
wenn das Verkehrsbedürfnis es rechtrertigt. Die Vorschriften über den ge­
werbsmäßigen Transport finden sinngemäße Anwendung. 
2. Gelegentliche Transporte zu nachbarlicher Aushilfe in ländlichen und in 
Gebirgsgegenden sind frei. 
3. Der Bundesrat wird nach Anhörung der Kantone und der Beteiligten (Art. 6, 
Abs. 2) bestimmen, welche weiteren Transporte im gemischten Verkehr ohne 
Ermächtigung ausgeführt werden können, namentlich im Verkehr zwischen 
rechtlich oder wirtschaftlich eng verbundenen oder voneinander abhängigen 
Unternehmungen (Konzern-, Konsortiums- und Veredelungsverkehr) sowie 
Transporte von und nach gemeinsamen Werkplätzen und Baustellen." 
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Von großer Bedeu~ung ist auch Art. 8 über die Ta r i f e mit folgendem Wortlaut: 
.1. Nadl Anhorung der Kantone, der wichtigsten Wirtschaftsverbdnde des 
Landes und der öffentlichen Transportanstalten kann der Bundesrat vom 
Verband der Autotransportunternehmer oder von seinen MitgUed.verbänden 
aufgestellte Tarife genehmigen, wenn 
a) keine öffentlichen Interessen entgegenstehen; 
b) die .Beförderungsbedi~gungen .. "!,d alle zur Berechnung der Beförderungs­

preise und Nebengebuhren nohgen Angaben darin enthalten .sind' 
c) ~~:!:w~r bes~eht, daß sie gegenüber jedermann, der ihre Bedingu~gen er­

fullt, Iß gleldler Weise angewendet werden; 
d) d~e Tarife den Bedürfnissen der einzelnen Landesgegenden angepaßt 

smd. 
2. Gene~igte Tari.fe und ihre Abänderungen sind zu verÖffentlidlen. Sie 
treten fruhestens mll dem Tag der Veröffentlidlung in Kraft. 
3. Bis zur VeröffentlidlUng genehmigter Tarife hat jeder TI'ansportunterneh­
mer seinen Tarif ZUt Einsicht aufzulegen und auf Verlangen käuflich abzu­
geben .• 

Nach Art. 11 werden folgende Be will i gun gen vorgesehen: 
"I. Für den gewerbsmäßigen Verkehr werden folgende Bewilligungen erteilt: 
a) die Bewilligung P für den Transport von Personen; 
b) die Bewilligung N für den Transport von Sarnen; 
c) d~e Bewi.lli.gung S fü~ die ~n. Artikel 5: Absatz 2, genannte Transportart; 
d) die BeWlllt9l;l-ng C fur Qffizlelle Ca~llonnage für öffentliche Transportan-

stalten und Im Zusammenhang damIt ausgeführte andere Transporte. 
2. Der Bundesrat "kann, unte~ Würdigung der Bedürfnisse im Autotransport­
wesen, nach Anhorung der m Artikel 25 genannten Kommission weitere 
Arten von Bewilligungen einführen. ' 
3. Können Inhaber von Transportbewilligungen wichtige, aber nur vorüber­
gehende Verkehrsbedürfnisse nicht befriedigen, so können dafür besondere 
befristete Ermächtigungen an andere erteilt werden.· ' 

Für die Erteilung der Bewilligung wird in Art. 14 das Be d ü r f n isa 1 s 
maßgebend erklärt: 

~ 1. pie. Bewilligung wird erteilt, wenn für die nachgesuchte Transportart ein 
Be.durfms besteht, der Bewerber für die Sicherheit und Leistungsfähigkeit 
semes. Betrie~es Gewähr bietet ut,td se.ine persönliche Lage es rechtfertigt. 
2. Bel der Prufung des Gesuches smd dle Verkehrs bedürfnisse und die durch 
andere Autotransportunternehmer und öffentliche Transportanstalten gebo­
leJl2n Beförderungsmöglichkeiten der betreffenden Landesgegend an(l(>­
Jßessen zu berücksichtigen. 
-3. öffentliche Transportanstalten sind die Schweizerischen Bundesbahnen 
die PIT-yerwallung und die vom Bunde konzessionierten Transportanstalten: 
welchen m der Bundesgesetzgebung oder in der Konzession die Beförderungs­
pflicht auferlegt ist. ~ 

Das Einsprac.h.erecht ist in Art. 21 wie folgt umschrieben: 
~ 1. Die Gesuche um ErleBung von Bewilligungen, um Genehmigung wesent­
licher Anderungen im Betriebe sowie um Ermächtigung zu gemischtem Ver­
kehr im Sinne von Artikel 13, Absatz 2, sind zu veröffentlichen, Es ist eine 
angemessene Einsprachefrist anzusetzen. 
2. Einspracheberechtigt sind die zuständigen Behörden des Kantons, in wel­
~em die Unternehmung ihren Sitz hat oder künftig haben soll, der in Ar­
hkel 10 genannte Verband, die öffentlichen Transportanstalten sowie jeder, 
de.r nachweist, daß die Erteilung der Bewilligung oder der Ermächtigung 
seme gewerblichen Interessen in nicht zumutbarer Weise schädigen würde. 
Die Einsprache ist zu beglünden, 
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3. Der Bundesrat erläßt die Vorschriften üb~r das Verfahren und die Kosten. 
Die Verhandlung ist mündlich und öffentlich. D:m GesU(hste~ler ,und dem 
Einsprecher ist vor der mündlidlen Verhandlung In der Regel In die Akten, 
die sich auf ihn selbst beziehen, Einsicht zu gewähren.· 

Großen Einfluß auf die Handhabung und die Fortbildung in ,der ,Praxis hat die 
im Gesetz in Art. 25/26 vorgesehene T r ans p 0 r t· Kom m I 5 5 Ion. Ihre Auf­
gabe und Zusammensetzung ist wie folgt umsduieben: 

"ArL 25 
1. Zur Begutachtung von Fragen und Entscheidungen von ~eschwerde~ ~us 
dem Voll:z.ug dieses Beschlusses bestellt der Bundesrat e~ne. Konumss~on 
unter angemessener Berücksichtigung der Kantone, der wichtigsten Wirt· 
scilaftsverbände des Landes, der öffentlichen Transportanstalten und des 
Autotransportgewerbes. . 
2. Das Reglement der Kommission bedarf der GenehmIgung des Bundesrates. 

Art. 26 
Die Kommission begutadltet zu Händen des Bundesrates: 

a) die Entwürfe der vom Bundesrat ausgehenden Vollzugserlasse zu diesem 
Beschluß; 

b) die dem Bundesrat eingereichten Vorschläge zur 
Genehmigung von Tarifen und Allgemeinverbindllcherklärung von 
Gesamtarbeitsverträgen (Art. 8 und 17); 
Genehmigung von Beschlüssen und Vereinbarungen des Verbandes. der 
Autotransportuntemehmer mit anderen Beteiligten zum Vollzug dieses 
Beschlusses (Art. 10, Abs. 2); .. 

c) andere mit dem Vollzug dieses Beschlusses 'Zusammenhangende grund· 
sätzliche Fragen.· . ' 

Sollte die Automobil-Transport-Ordnung vor dem Volk keme Gn.ade f~ndenr so 
sind ein Tarifchaos und ein wildes Unterbieten der Eisenbahntanfe, die wegen 
ihres sozialen Wertlarifsystems besonders leidlt angreifbar sind, kaum zu ver­
meiden. Für den Berufsstand des Autotransporteurs steht hier vielleidlt .no~ 
mehr auf dem Spiel als für die Bahnen, namentlidl die Bundesbahnen, weil f';lr 
deren Defizite nach dem Willen des Gesetzes der Bund aufkommen muß. Die 
Freiheit des Werkverkehrs sollte eine genügende Garantie gegen jede monopo­
listische Preisbildung durch die Eisenbahnen und den gewerbsmäßigen Automo­
biltransporteur sein. Diese Freiheit sollte genügen. Sie. darf nicht den Entrah­
mungsprozeß des öffentlichen Verkehrs .fördern, was Im me r dan n .d e r 
Fall ist, wenn das Werkauto die Bahn zum Verlegenhelts-
1 r ans p 0 r t e u r d e 9 rad i e r 1. Dem bei Zustandekommen des Referendums 
noch dieses Jahr zu erwartenden Volksentscheid über die Auto-Transport.O.rd­
nung konunt eine .große Bedeutung zu. Von ihm hä~gt es ab, ob d!e ArbeIts­
grundlage von Bahn und Güterauto in ähnlicher Welse geregelt .bleiben sollen 
wie im gewerbsmäßigen Personent ransporl. 

IV. Die Verkehrskoordination als polltlsme Aufgabe. 

Es ist ein smwacher Trost für die Schweiz, daß es wohl eine Reihe von theo~e­
tischen Rezepten für eine Verkehrskoordination gibt, daß aber. auf dem Gebiet 
<Ier praktischen Verkehrspolitik nodi in keinem Land eine befrie.ctigend~ Lösu.ng 
gefunden wurde. Eine gewisse Zusammenarbeit der VerkehrsmIttel drangt sich 
dabei immer mehr auch vom internationalen Standpunkt aus auf. 

Ein verarmtes Europa kann sich auf <Iie Dauer keinen übermäßigen Aufwand 
und keine Versdlieuderung von Transportleistungen leisten, wie sie heute 
namentl idi im Parallel verkehr von internationalen Autocarlinien und inter~ 
nationalen Zügen zum Ausdrudc konunen. 
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Wie will man aber den übermäßigen Einsatz von Transportmitteln international 
regeln, wenn. in d~n einzelnen Ländern die Herstellung des Verkehrsfriedens 
und namenthch emer Zusammenarbeit von Bahn und Güterauto auf solche 
Schwierigkeiten stößt? 
Es ist da.s u r.alle Problem von Freiheit un<l Bindung, das es zu lösen gilt. Dabei 
stehen sich Im Grunde genommen nirnt Bahn und Auto sondern der ö f f e n t­
li c h e Ve r ~ eh r li.nd de r Pr i va t ve rk eh r gegenüber. Der öffentliche 
Verkehr ... ve~korpert e~n Rechtssystem von Pflichten und Auflagen, das in der 
hundertJahngen EntWicklung der Eisenbahnen gewachsen ist. Es beruht noch 
auf der Monop~lvorstellung und dem Willen des Gesetzgebers, den Bürger vor 
dem Monopolmißbrauch der mächtigen Eisenbahn zu schützen. 
Demgegenüber steht das private Rechtssystem, <las dem einzelnen in der Be­
nützung seines Personenautomobils und seines Werklastwagens möglichste 
Fr~i?eit geben ~iIl, und der dem gewerbsmäßigen Transporteur nur gerade ein 
MlDlmum an Pflichten zuzumuten geneigt ist. 
Eine Annäherung der Standpunkte ist hier nur in langer Entwicklung zu erwar­
ten: weil der öffentliche und der private Verkehr tatsächlich zwei ganz ver­
schiedene Welten darstellen. Vorerst muß sich beim Bürger und Steuerzahler 
die Einsicht Bahn brechen, daß die Aushöhlung des öffentlichen Verkehrs durch 
ei ne wilde Konkurrenz ernste finanzielle und soziale Gefahren mit sich bringt. 
F i n a n z i e 11 e Ge fa ih ren, weil in den Eisenbahnen als dem Hauptträger 
des öffentlichen Verkehrs Milliardenwerte investiert sind, die nur auf dem 
Rüdc.en des Steuerzahlers abgeschrieben werden können. So z i ale Ge­
fa h ren, weil ein unbesonnener Abbau der Leistungen der öffentlichen Dienste, 
namentlich ein Verzicht auf den Werttarif und die Gewährung der Tariffreiheit, 
schwere Erschütterungen des Wirtschaftslebens verursachen müßte. Man denke 
an den Industriellen, dessen Arbeiter wegen zu teurer Abonnente nicht mehr 
auf dem Land wohnen könnten; man stelle sich die vielen Eltern vor, die ihre 
Kinder nicht mehr zur Ausbildung in die höheren Schulen der Städte zu 
schicken vermöchten. Oder man überlege sich die Folgen rein privatwirtschaft­
lieher Trnnsportpreise für die Kohle, Steine, Zement, Holz, Mostobst, Kartoffeln, 
Zudcerrüben, Milch. 
Aber auch höchst unerwünschte Rückwirkungen auf das Personal wären unver­
meidlich. Eisenbahnen, die einem ununterbrochenen Konkurrenzdrudc ausge­
setzt sind, die ständig Defizite ausweisen und auf die Dauer armengenössisch 
werden, sind nicht in der Lage, ihr Personal anständig zu entlöhnen. 
Man braucht diese Gedankengänge nicht fortzusetzen, um zur Oberzeugung zu 
kommen, daß der Staat der Aushöhlung und finanziellen 
Schwächung des öffentlichen Verkehrs nicht untätig 
zu s ehe n k a n n. Von der Ändecung der rechtlichen Stellung, also einer 
Lockerung des Pflichtenheftes, ist erst auf weite Sicht eine gewisse Erleidl­
terung zu erwarten . Die übrigen im Ausland und in der Schweiz bis jetzt ver­
suchten Rezepte haben sich als fast wirkungslos oder politisch untragbar erwie­
sen. Dies, ob es sich nun um eine zonenmäßige Abgrenzung des Eisenbahn­
verkehrs gegenüber dem Lastwagenverkehr, um eine besondere Besteuerung 
des Fernverkehrs und des Werkverkehrs auf der Straße oder um die Zusanunen­
fassung des Bahn- und Automobilverkehrs in der Hand des Staates handelte. 
Zwar mag für unsere Eisenbahnen das Ergebnis der sog. Gütertransport-Initia­
tive vom Jahr 1938 eine Ermutigung gewesen sein, weil sich über 400 000 Bör· 
ger mit ihrer Unterschrift für eine Verkehrsteilung nach dem plastischen Grund­
satz bekannten: der S ch i en e de n Fe rn ve rk eh r, der S traß e den 
Nah ver k ehr. Die Abstimmung über <las Verkehrsteilungsgesetz und ns­
mentlich über den Verfassungsartikel im Jahr 1945 zeigten aber mit ihren wuch­
tigen Volksverdikten, daß ein weiter und steiniger Weg von der Anerkennung 
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eines theoretisch bejahten Grundsatzes bis zu dessen Verankerung in der Ge­
setzgebung zurückzulegen ist. 
Nach allen Erfahrungen und Niederlagen, die der Gedanke einer gesetzlichen 
Verkehrsteilung in der Schweiz erfahren hat, stehen heute andere Lösungen im 
Vordergrund. Vor allem ist endlich ein Anfang mit der f i n a n z i e 11 e n 
C l eichbehandlung der verschiedenen Verkehrsmi t tel 
und L andes-gegenden du r ch de n S t aat zu ma che n. Denn alle 
schönen Worte über die Solidarität verlieren ihren Sinn, wenn allein die Eisen­
bahn mit ihren sdlweren Lasten ihre Anlagen und Einrichtungen selbst bauen 
und unterhalten muß. Wenn für den Bau der großen Aughäfen und für die 
kostspielige Flugsicherung die öffentliche Hand weitgehend aufkommt; wenn 
die Sorge für ein ausreichendes Straßennetz mit einer Gesamtlänge von 46000 
km (wovon 29000 km Gemeindestraßen) sowie für genügende Parkplätze In 

den Städten und für eine leistungsfähige Straßenverkehrssicherung von den 
Besitzern der 220000 Kraftfahrzeuge vertrauensvoll dem Bund, den Kantonen 
und Gemeinden überlassen wird und eine einwandfreie Straßenkosten-Rechnung 
nicht b,esteht. 
Deshalb mutet es seltsam an, wenn man immer nur von den Eisenbahnen die 
f i n anz i eIl eSe l b st verwa l t u n g forde rt. Zu allererst sind daher die 
finanziellen Arbeitsbedingungen der verschiedenen öffentlichen und privaten 
Verkehrsmittel genau zu untersuchen. Wenn hier die Spieße einigermaßen 
gleim lang gemacht sind, verliert das Problem der Verkehrskoordination viel 
von seiner Wichtigkeit. Es ist aber eine Illusion, zu glauben, es könne vom 
Verkehr in seiner Gesamtheit schon in den nächsten Jahren die finanzielle 
Selbsterhaltung gefordert werden. Vielmehr wird man sich in der Schweiz an 
den Gedanken gewöhnen imüssen, den Eisenbahnen im Sinn der Gleichbehand­
Jung nam den im Straßen- und Luftverkehr bestehenden Vorbildern gewisse 
Bauaufgaben abzunehmen, Oder ist etwa eine durdlgehende Doppelspur auf 
unseren Hauptlinien ein weniger wimtiges wöffentliches Werk- als es der Bau 
der Sustenslraße oder die Sdmeeräumung auf der Julier- oder Simplonstraße 
s ind? 
Damit ist angedeutet, daß man im Verkehr keine Politik des Rückschrittes und 
der sozialen Reaktion einsdllagen kann. Der Ver k ehr is t als Ga n z e s 
mit allen Verästelungen eines gut ausgebauten Schie­
nen- und Straßennetzes als dienendes Instrument aufzu ­
ras sen. In guten und sch1edlten Zeiten muß sidl jedermann auf das sichere 
Funktionieren des ganzen Verkehrsapparates verlassen können. Deshab ist 
unter allen Umständen ein Gleichgewicht zwischen öffentlichem und privatem 
Verkehr herzustellen. Wichtigste Koordinationsaufgabe ist daher heute eine 
vermehrte finanzielle Gleichbehand lung der beiden Hauptverkehrsträger. Nie­
mals geht es darum, auf dem Gebiet des öffentlichen Verkehrs einen massiven 
Leistungsabbau vornehmen zu wollen. Das Bewußtsein für die Kosten vieler 
von Gemeinden, Privaten und Verbänden zusätzlich verlangten Fahrplanleistun­
gen und für die soziaIe Tarifdifferenzierung ist in breiteste Volkskreise zu 
tragen. Nur auf dem Boden ei ner vertieften Einsidlt des Bürgers und mit Hilfe 
einer aufgeklärten öffentlichen Meinung ist in der Schweiz die durm die Ver­
teilung der Kompetenzen zwisahen Bund, Kantonen und Gemeinden politisch 
ersmwerte Aufgabe einer Verkehrskoordination schrittweise zu lösen! 

V. Zusammenfassung 

I. Die Verkehrskoordination hat im föderativen Bundesstaat und in einer Refe· 
rendumsdemokratie mit besonderen Schwierigkeiten zu rechnen. Sie kann erst 
zu Erfolgen kommen auf Grund eines den Bürger und Steuerzahler überzeugen­
den Anschauungsunterrichtes über die Folgen eines Uberangebotes des öffent· 
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lichen Verkehrs, wie er gegenwärtig in der Sdlweiz durdl ein Bundesbahndefizit 
von gegen 40 Mill. Fr. , die Notlage vieler Privatbahnen, ein Defizit der Swissalr 
von gegen .. 10 Mill. Fr. und den Existenzkampf des Autolransportgewerbes 
gegen den uberbordenden Werkverkehr sichtbar wird. 
2. Für die Lösung der Verkehrskoordination gibt es k ein Uni ver s a I _ 
re z e p t. Sie.rnJ.lß durch eine Kombination verschiedenster Maßnahmen recht­
licher, finanz ieller und technischer Art gefunden werden. 
3. Die Grundlage hat ein Ver f ass u n g s a r 1 i k e I zu liefern, in dem das 
Pr:mzip einer möglichst gleichmäßigen Förderung der verschiedenen Verkehrs­
mIttel durch den Staat verankert wird und d er jeden Zweifel in die Kompetenz 
des Bundes zu Koordinalionsmaßnahmen (auch fiskalischer Natur) ausschließt. 
4. Dringlim ist namentIim die Milderung der Bundesbahnen und Privatbahnen 
im . Wettbewerb mit dem Automobil finanziell zu sehr benachteiligenden 
Pfhchlenh:ftes d~s öffentlichen Verkehrs, das noch aus der Monopolzeil her­
stammt. Diese Milderung kann in einer jährlichen pa u s c haI e n Ab gel -
tun g aller kommerziell unter den heutigen Verhältnissen n icht .mehr zumut­
baren Leistungen bestehen oder in einer beim F1ugplatz- und Slraßenbau zur 
Anwendung kommenden Erl eich te ru n g be i der Fi n a nz i e run 9 
aller festen Anlagen der Eisenbahnen. 
5. Es ist eine Tatsache, d aß diese stoßenden Ungeremtigkeiten nicht nur die 
Träger des öffentlichen Verkehrs, sondern bei Tariferhöhungen vor allem audJ. 
deren Benützer und damit weniger begüterten Volksschichten treffen. Der an­
zustrebende Finanzausgleich entspricht aber auch dem sozialen Postulat einer 
besseren Lastenverteilung zwischen öffentlichem und 
pr i v a t e m Ver k eh r und ist die Konsequenz einer freihe itlichen Welt­
bewerbsordnung, wie sie zur Zeit dem Willen des Schweizer Volkes zu ent­
sprechen sdleint. 
6. Die Freiheit des Werkverkehrs und eine möglichst liberale Gesetzgebung 
für den gewerbsmäßigen Autoverkehr setzt die voll e K 0 s t end eck u n g 
aller mit diesem Verkehr zusammenhängenden Kosten voraus (Straßen bau, 
Unterhalt, Verkehrssicheru ng usw.). Dazu muß die Ta r i f d i f f e ren z i e­
run g der Eisenbahnen nadl Kundentreue dort Platz greifen, wo einem fort­
sdlreitenden . EntrRhmungsprozeß" (Entzug des hochtarifierten Verkehrs) an­
ders nicht beizukommen ist. 
7. Auch die Bahnen müssen sich des AutomQbils bedienen können, wofür Ar­
tikel 4 des Bundesbahngesetzes die Grundlage bietet. Darnadl kann (ler 
Bundesrat die Bundesbahnen ermädlligen, ihre Betriebsweise zu ändern, um sie 
den Bedürfnissen des Verkehrs und den Erfordernissen der VolkswirtsdlaIt an­
zupassen. Dabei sind allerdings dem Bahnersatz sofort enge Grenzen gesetzt, 
wenn an einen Ersatzbetrieb tarifarisdl und betrieblich die gleichen Anforde­
rungen gestellt werden wie an die zu ersetzende Bahn. 
B Die neu gesmaffene Eidgenössische Verkelhrskommission 
wie auch der Ausbau des eidgenössisdlen Eisenbahndepartemenls zu einem 
eidg. Ver k ehr s d e par t em e nt sollen in Zukunft einer den Verkehr als 
Einheit begreifenden und verwirklimenden eidgenössisdlen Verkehrspolitik 
aum äußerlim simtbar Ausdruc:k geben. Die techJ)isme, betrieblidle und tari· 
farisdle Aufsidlt des Bundes über die Eisenbahnen tritt dabei heute gegenüber 
der Sc h i e d s r ich t e r roll e, wie . .sie die Verwirklichung der Verkehrs­
koordination verlangt, stark in den Hintergrund. Eine freiheitliche Lösung wird 
sidl um so besser bewähren, über je mehr echte Autorität die Komdinations­
instanz verfügt. 
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